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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Krafträder 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In jedem Mitgliedstaat müssen Krafträder be- 
stimmten, zwingend vorgeschriebenen technischen 
Merkmalen entsprechen; diese Bestimmungen sind 
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden; da- 
durch wird der Warenverkehr innerhalb der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft behindert. 

Diese Hemmnisse für die Errichtung und das Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes lassen sich ver- 
ringern und sogar beseitigen, wenn alle Mitglied- 
staaten in Ergänzung oder anstelle ihrer derzeitigen 
Rechtsvorschriften gleiche Bestimmungen erlassen. 

Die Einhaltung der technischen Vorschriften wird 
herkömmlicherweise von den Mitgliedstaaten kon- 
trolliert, bevor die Krafträder, für die sie gelten, 
in den Handel gebracht werden; diese Kontrolle er- 
streckt sich auf Kraftradtypen. 

Es ist angezeigt, in Einzelrichtlinien harmonisierte 
technische Vorschriften für die einzelnen Fahrzeug- 
typen oder Fahrzeugmerkmale festzulegen. 

Die Kontrolle dieser Vorschriften sowie die An- 
erkennung der von den anderen Mitgliedstaaten 
durchgeführten Kontrollen durch jeden Mitgliedstaat 
erfordert die Einführung eines gemeinschaftlidien 
Verfahrens für die Betriebserlaubnis für jeden Kraft- 
radtyp. 

Dieses Verfahren soll es jedem Mitgliedstaat er- 
möglichen festzustellen, ob jeder Kraftradtyp den in 
den Einzelrichtlinien vorgesehenen und auf dem 
Betriebserlaubnisbogen angegebenen Kontrollen un- 
terworfen wurde; damit soll den Herstellern ermög- 
licht werden, eine Übereinstimmungsbescheinigung 
für alle Krafträder auszustellen, die dem genehmig- 


ten Typ entsprechen; ein mit dieser Bescheinigung 
versehenes Kraftrad hat in allen Mitgliedstaaten 
als mit ihrer eigenen Gesetzgebung übereinstim- 
mend zu gelten; es ist angezeigt, daß jeder Mitglied- 
staat die anderen Mitgliedstaaten von der getroffe- 
nen Feststellung durch Übersendung einer Abschrift 
des für jeden genehmigten Fahrzeugtyps ausgestell- 
ten Betriebserlaubnisbogens unterrichtet. 

Die Betriebserlaubnis muß auf der Grundlage 
der Gemeinschaftsvorschriften nach Maßgabe des 
Inkrafttretens der Einzelrichtlinien über die verschie- 
denen Teile oder Merkmale von Krafträdern erteilt 
werden können, während für die noch nicht erfaßten 
Teile die innerstaatlichen Vorschriften in Kraft blei- 
ben. 

Da auch solche Krafträder, die einem genehmigten 
Typ entsprechen, unter Umständen Mängel aufwei- 
sen könnten, die die Sicherheit des Straßenverkehrs 
gefährden, ist es zweckmäßig, ein Verfahren vorzu- 
sehen, das geeignet ist, dieser Gefahr vorzubeu- 
gen. 

Der technische Fortschritt könnte eine Anpassung 
der Anhänge dieser Richtlinie und der in den Einzel- 
richtlinien aufgeführten technischen Vorschriften er- 
forderlich machen; um die Durchführung der hierfür 
erforderlichen Maßnahmen zu erleichtern, muß ein 
Verfahren geschaffen werden, das eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und Kom- 
mission im Rahmen des Ausschusses vorsieht, der 
gemäß der Richtlinie des Rates 70/156/EWG vom 
6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebser- 
laubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugan- 
hänger eingesetzt wurde - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Als „Kraftrad" im Sinne dieser Richtlinie gelten alle 
Fahrzeuge mit 2 oder 3 Rädern mit einer durch die 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 42 
vom 23. Februar 1970 
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Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 45 km/h und, sofern das Fahrzeug mit einer 
Wärmekraftmaschine ausgerüstet ist, mit einem 
Hubraum von mehr als 50 cm^. Bei Dreiradfahrzeu- 
gen darf ferner das Leergewicht 400 kg nicht über- 
steigen. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie ist zu verstehen unter: 

a) „Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung" der 
wie folgt bezeichnete Verwaltungsakt: 

— agreation par type/aanneming, im belgischen 
Recht, 

— standardtypegodkendelse, im dänischen Recht, 

— allgemeine Betriebserlaubnis, im deutschen 
Recht, 

— reception par type, im französischen Recht, 

— type approval, im irischen Recht, 

— omologazione oder approvazione del tipo, im 
italienischen Recht, 

— agreation, im luxemburgischen Recht, 

— typegoedkeuring, im niederländischen Recht, 

— type approval, im Recht des Vereinigten Kö- 
nigreichs. 

b) „EWG-Betriebserlaubnis" eine Maßnahme, durch 
die ein Mitgliedstaat feststellt, daß ein Kraftrad- 
typ den technischen Vorschriften der Einzelricht- 
linien entspricht und den Kontrollen genügt, die 
im EWG-Betriebserlaubnisbogen nach dem Mu- 
ster des Anhangs II vorgesehen sind. 

KAPITEL I 

EWG-Betriebserlaubnis für Krafträder 

Artikel 3 

Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Betriebserlaub- 
nis wird vom Hersteller oder seinem Beauftragten 
in einem Mitgliedstaat gestellt. Dem Antrag sind 
ein Beschreibungsbogen nach dem Muster des An- 
hangs I und die in diesem Bogen bezeichneten Unter- 
lagen beizufügen. Für ein und denselben Kraftrad- 
typ kann der Antrag auf Erteilung der Betriebser- 
laubnis jeweils nur in einem Mitgliedstaat gestellt 
werden. 

Artikel 4 

1. Jeder Mitgliedstaat erteilt die Betriebserlaubnis 
für jeden Kraftradtyp, der folgende Bedingun- 
gen erfüllt: 

a) Der Kraftradtyp stimmt mit den Angaben im 
Beschreibungsbogen überein; 

b) der Kraftradtyp genügt den im Muster des 
Betriebserlaubnisbogens nach Artikel 2 Buch- 
stabe b vorgeschriebenen Kontrollen. 


2. Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis er- 
teilt hat, trifft - erforderlichenfalls in Zusammen- 
arbeit mit den zuständigen Behörden der übrigen 
Mitgliedstaaten - die notwendigen Maßnahmen, 
um die Übereinstimmung der Fertigung mit dem 
genehmigten Prototyp soweit erforderlich zu 
überwachen. Die Überwachung wird durch Stich- 
proben durchgeführt. 

Für jeden von ihm genehmigten Kraftradtyp füllt 
der Mitgliedstaat alle Spalten des Betriebserlaub- 
nisbogens aus. 

Artikel 5 

1. Die zuständigen Behörden eines jeden Mitglied- 
staats übermitteln den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten binnen eines Monats 
Abschriften der Beschreibungsbögen zusammen 
mit denen der Betrijebserlaubnisbögen für jeden 
Kraftradtyp, für den sie die Betriebserlaubnis 
erteilen oder versagen. 

2. Für jedes entsprechend dem genehmigten Proto- 
typ hergestellte Kraftrad wird vom Hersteller 
oder seinem Beauftragten im Zulassungsland eine 
Übereinstimmungsbescheinigung nach dem Mu- 
ster des Anhangs III ausgestellt. 

3. Die Mitgliedstaaten können jedoch im Hinblick 
auf die Besteuerung des Kraftrads oder zwecks 
Ausstellung der Dokumente für seine Zulassung 
verlangen, daß andere als die in Anhang III auf- 
geführten Angaben gemacht werden, sofern sie 
auf dem Beschreibungsbogen ausdrücklich ver- 
merkt sind oder sich durch eine einfache Berech- 
nung daraus ableiten lassen. 

Artikel 6 

1. Der Mitgliedstaat, der die EWG-Betriebserlaubnis 
erteilt hat, muß alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen, um sich über eine etwaige Produktions- 
einstellung sowie über jede Änderung der An- 
gaben des Beschreibungsbogens zu unterrichten. 

2. Macht eine solche Änderung nach Ansicht dieses 
Mitgliedstaats eine Änderung des vorhandenen 
Betriebserlaubnisbogens oder die Ausstellung 
eines neuen Betriebserlaubnisbogens nicht not- 
wendig, so unterrichten die zuständigen Behör- 
den dieses Staates hiervon den Hersteller und 
übermitteln den zuständigen Behörden der ande- 
ren Mitgliedstaaten in regelmäßigen Sammelsen- 
dungen Abschriften der an den bereits verteilten 
Beschreibungsbögen vorgenommenen Änderun- 
gen. 

3. Stellt dieser Mitgliedstaat fest, daß durch eine 
am Beschreibungsbogen vorgenommene Ände- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzler- 
amtes vom 21. Januar 19575 - 1/4 -680 70- E- Kr 21/75. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 31. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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rung neue Versuche oder neue Prüfungen ge- 
rechtfertigt sind und daß dadurch eine Ände- 
rung des vorhandenen Betriebserlaubnisbogens 
oder die Ausstellung eines neuen Betriebserlaub- 
nisbogens notwendig wird, so unterrichten die 
zuständigen Behörden dieses Staates hiervon 
den Hersteller und übermitteln den zuständigen 
Behörden der anderen Mitgliedstaaten diese 
neuen Unterlagen innerhalb eines Monats nach 
deren Ausstellung. 

4. Wird der Betriebserlaubnisbogen geändert, er- 
setzt oder wegen Einstellung der Fertigung des 
genehmigten Typs ungültig, so teilen die zustän- 
digen Behörden des Mitgliedstaats, der die Be- 
triebserlaubnis erteilt hat, den zuständigen Be- 
hörden der anderen Mitgliedstaaten binnen eines 
Monats die Seriennummern des letzten Kraft- 
rads mit, das in Übereinstimmung mit dem alten 
Betriebserlaubnisbogen hergestellt wurde, und 
gegebenenfalls die Seriennummern des ersten 
Kraftrads, das in Übereinstimmung mit dem 
neuen oder geänderten Bogen hergestellt wurde. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen die Zulassung, den 
Verkauf, die Inbetriebnahme oder die Benutzung 
eines neuen, mit einer Übereinstimmungsbeschei- 
nigung versehenen Kraftrads nicht aus Gründen 
seiner Bau- oder Wirkungsweise verweigern oder 
verbieten. 

2. Ein Mitgliedstaat kann jedoch die Zulassung, 
den Verkauf, die Inbetriebnahme oder die Benut- 
zung von Krafträdern verweigern oder verbieten, 
die systematisch nicht mit dem genehmigten Pro- 
totyp übereinstimmen. 

Eine Nichtübereinstimmung mit dem genehmig- 
ten Prototyp liegt vor, wenn Abweichungen von 
dem Beschreibungsbogen festgestellt werden, die 
von dem Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis 
erteilt hat, nicht gemäß Artikel 6 Absatz 2 oder 3 
genehmigt worden sind. Soweit in den Einzel- 
riditlinien Grenzwerte aufgeführt sind, besteht 
keine Abweichung von dem genehmigten Typ, 
wenn diese Grenzwerte eingehalten werden. 

Artikel 8 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die EWG-Betriebs- 
erlaubnis erteilt hat, fest, daß mehrere Kraft- 
räder, die mit einer Übereinstimmungsbescheini- 
gung versehen sind, nicht mit dem Typ überein- 
stimmen, für den er die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, so trifft er die notwendigen Maßnahmen, um 
die Übereinstimmung der Fertigung mit dem ge- 
nehmigten Typ sicherzustellen. Die zuständigen 
Behörden dieses Staates unterrichten die zustän- 
digen Behörden der anderen Mitgliedstaaten von 
den getroffenen Maßnahmen, die gegebenenfalls 
bis zum Entzug der EWG-Betriebserlaubnis gehen 
können. 

Diese Behörden treffen die gleichen Maßnahmen, 
wenn sie von den zuständigen Behörden eines 
anderen Mitgliedstaates von einer derartigen 
Nichtübereinstimmung unterrichtet werden. 


2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig binnen eines Mo- 
nats vom Entzug einer erteilten EWG-Betriebs- 
erlaubnis und den Gründen hierfür. 

Artikel 9 

Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß Krafträder des 
gleichen Typs die Sicherheit des Straßenverkehrs 
gefährden, obwohl sie mit einer ordnungsgemäß 
ausgestellten Übereinstimmungsbescheinigung ver- 
sehen sind, so kann er für eine Dauer von höchstens 
sechs Monaten deren Zulassung verweigern oder 
deren Verkauf, Inbetriebnahme oder Benutzung auf 
seinem Hoheitsgebiet verbieten. Unter Begründung 
seiner Entscheidung unterrichtet der Mitgliedstaat 
davon unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission. 

Artikel 10 

1. Mit dem Inkrafttreten dieser Richtlinie und nach 
Maßgabe des Inkrafttretens der für das EWG- 
Betriebserlaubnisverfahren erforderlichen Einzel- 
richtlinien: 

— werden in den Mitgliedstaaten, in denen die 
Krafträder oder eine Gruppe von Krafträdern 
Gegenstand einer Betriebserlaubnis mit natio- 
naler Geltung sind, auf Wunsch desjenigen, 
der dies beantragt, die harmonisierten tech- 
nischen Gemeinschaftsvorsdiriften anstelle 
der entsprechenden einzelstaatlichen Vor- 
schriften als Grundlage für diese Betriebser- 
laubnis angewandt; 

— dürfen in den Mitgliedstaaten, in denen die 
Krafträder oder eine Gruppe von Krafträdern 
nicht Gegenstand einer Betriebserlaubnis mit 
nationaler Geltung sind, der Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benut- 
zung dieser Krafträder nicht aus dem Grund 
verweigert oder verboten werden, daß die 
harmonisierten technischen Vorschriften ein- 
gehalten werden, wenn der Hersteller oder 
sein Beauftragter die zuständigen Behörden 
dieser Staaten davon unterrichtet hat; 

— füllt jeder Mitgliedstaat auf Antrag des Her- 
stellers oder seines Beauftragten nach Vor- 
lage des in Artikel 3 vorgesehenen Beschrei- 
bungsbogens die Spalten des in Artikel 2 
Buchstabe b vorgesehenen Betriebserlaubnis- 
bogens aus. Eine Abschrift dieses Bogens wird 
dem Antragsteller ausgehändigt. Die übrigen 
Mitgliedstaaten erkennen für den gleichen 
Kraftradtyp dieses Dokument als Nachweis 
dafür an, daß die vorgesehenen Prüfungen 
bereits durchgeführt worden sind. 

Artikel 11 

Jede Verfügung auf Grund der zur Durchführung 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften, durch die 
eine Betriebserlaubnis verweigert oder entzogen, 
die Zulassung verweigert oder ein Verkaufs- bzw. 
Benutzungsverbot ausgesprochen wird, ist genau 
zu begründen. Sie ist den Beteiligten unter Angabe 
der in den Mitgliedstaaten nach dem geltenden 
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Recht vorgesehenen Rechtsmittel und der Rechts- 
mittelfristen zuzustellen. 

KAPITEL III 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 

Artikel 12 

Die Änderung, die zur Anpassung 

— der Anhänge I, II und III, 

— der Bestimmungen der in Anhang II erwähnten 
Einzelrichtlinien, 

an den technischen Fortschritt notwendig sind, wer- 
den nach den Bestimmungen der Artikel 12 und 13 
der Richtlinie des Rates 70/156/EWG vom 6. Februar 
1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraft- 
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger erlassen. 


Artikel 13 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
die erforderlichen Vorschriften, um dieser Richt- 
linie bis spätestens 1. April 1976 nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich 
in Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmungen 
ab 1. Oktober 1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommisison so rechtzei- 
tig von allen Entwürfen der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern kann. 

Artikel 14 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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0 . 

0 . 1 . 


0 . 2 . 


Muster des Beschreibungsbogens für Krafträder (a) 

Allgemeines 

Fabrikmarke (Firmenbezeichnung) 

Typ oder Handelsbezeichnung (Angabe etwaiger Varianten) 


Anhang I 


0.3. Name und Anschrift des Herstellers 

0.4. Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers (gegebenenfalls) 


0.5. Sitz und Befestigungsweise der Fabrikschilder und vorgeschriebenen Angaben 

0. 6. Die Numerierung innerhalb der Typenserie beginnt mit der Nr 

1 . Allgemeine Bauweise des Kraftrads 

(Maßskizzen des Kraftrads beifügen) 

1.1. Anzahl der Räder 

1.2. Schematische Zeichnung des Fahrgestells 

1.3. Lage und Anordnung der Antriebsmaschine 

2. Abmessungen und Gewichte (mm und kg) 

2.1. Radstand unbelastet 

2.2. Spurweite (bei Dreiradfahrzeugen) 

2.3. Hauptabmessungen über alles des Kraftrads: 

2.3.1. Länge unbelastet 

2.3.2. Breite 

2.3.3. Höhe unbelastet (b) 

1 ) 

2 ) 

3) 

2.3.4. Bodenfreiheit des Kraftrads (c) (bei technisch höchstzulässigem Gesamtgewicht) 

2.4. Leergewicht (mit Schmiermittel, Kraftstoff, Werkzeug und ohne Fahrer) 

2.4.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Radachsen 

2.5. Technisch zulässiges Gesamtgewicht nach Angabe des Herstellers 

2.5.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Radachsen 

2.6. Technisch zulässige Achslast je Achse nach Angabe des Herstellers 

3. Antriebsmaschine 

3.1. Hersteller 

3.2. Bezeichnung, Typ und Anordnung 

3.3. Arbeitszyklus 

3.4. Kühlung (Luftkühlung, Wasserkühlung) 

3.5. Schmierung 

3.6. Anzahl, Anordnung und Kennzeichnung der Zylinder oder des Stators (bei Drehkolbenmotoren) .... 

3.7. Bohrung, Hub, Hubraum oder bei Drehkolbenmotoren Volumen der Verbrennungskammern 

(d) 

3.8. Vollständiges Steuerdiagramm (Maßschema) 

3.9. Verdichtungsverhältnis (Kolben und Dichtung) (Maßskizzen) 

3.10. Höchstleistung (Angabe der Leistungsabnahme) 


bei * U/min. 

3.11. Höchstdrehmoment bei U/min. 


(Angabe der verwendeten Norm) 

3.12. üblicherweise verwendeter Kraftstoff 

3.13. Kraftstoffbehälter (Fassungsraum und Anordnung) 

3.14. Vergaser (Typ, Hersteller und Skizze) 

3.15. Schalldämpfer 

3.16. Kraftstoffversorgung der Antriebsmaschine (Art) . 

3.17. Elektrische Anlage (Spannung) 


5 



Drucksache 7/3110 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


3.18. Lichtmaschine (Typ und Nennleistung) 

3.19. Zündung (Apparateart, Zündzeitpunkt- Verstellungen (in Grad oder mm) 

3.20. Anlasser 

3.21. Maßnahmen gegen die Luftverschmutzung 

4. Kraftübertragung (Maßskizze) 

4.1. Art der Kraftübertragung 

4.2. Kupplung (Art) 

4.3. Getriebe (Art, Betätigungsweise) 

4.4. Übersetzung der Kraftübertragung 


Getriebegang 

Primär- 

Getriebe- 

Sekundär- 

Gesamt- 

Übertragung 

Übersetzung 

Übertragung 

Übersetzung 

1 

2 

3 






4.5. Fahrgeschwindigkeit bei einer Motordrehzahl von 1000 U/min mit Normalbereifung, Umfang der 
Laufflächen bei Belastung Meter 


Getriebegang 

Geschwindigkeit 
in km/h 

1 


2 


3 



4.6. Höchstgeschwindigkeit des Kraftrads im größten Getriebegang (km/h) 

4.7. Art der Ingangsetzung 

5. Aufhängungsorgane (Gesamtschema der Aufhängungsorgane) 

5.1. Normalbereifung und Felgen (Abmessungen und Merkmale) 

5.1.1. vorn 

5.1.2. hinten 

5.2. Art der Aufhängung des Rades 

5.3. Merkmale der elastischen Aufhängungs Organe (Art, Werkstoffeigenschaften und Abmessungen) 


5.4. Stoßdämpfer (gegebenenfalls) 

6. Lenkung (Maßskizze beifügen) 

6. 1 . größter Einschlagwinkel : 


6.1.1. rechts (Grad) 

6.1.2. links (Grad) 


7. Bremsanlage (Gesamtschema) 

8. Beleuchtungs- und Liditsignaleinridhtung 

(Skizze des Kraftrads mit vermaßter Angabe der Beleuchtungseinrichtungen, Farbe der Leuchten) 

8.1. Abblendscheinwerfer 

8.2. Fernscheinwerfer 

8.3. Hintere Begrenzungsleuchte 

8.4. Rote Rückstrahler hinten 

8.5. Seitliche Rückstrahler 

8.6. Vordere Begrenzungsleuchte 

8.7. Bremsleuchte 

8.8. Hintere Kennzeichenbeleuchtung 


6 





Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3110 


8.9. Fahrtrichtungsanzeiger 

8.10. Nebelscheinwerfer 

8.11. Einschalten der Leuchten 

9. Verschiedenes 

9.1. Schallzeichengeben 

9.2. Anordnung des hinteren Kennzeichenschildes 

9.3. Funkentstörung (Beschreibung) 

9.4. Geräuschpegel 

9.5. Rückspiegel 

9.6. Sattel und Sitze 

9.6.1. Anzahl 

9.6.2. Fußrasten 

9.7. Radabdeckung 

9.8. Anhängevorrichtung (gegebenenfalls) 

9.9. Einrichtung gegen unbefugte Benutzung des Kraftrads 

9.10. Geschwindigkeitsanzeiger und Kilometerzähler 

9.11. Äußere Ausrüstung 


Bemerkungen 

Bei jeder Rubrik, bei der Lichtbilder oder Zeichnungen beizufügen sind, sind die Nummern der entsprechen- 
den Anlagen anzugeben. 

a) Bei jedem des Kraftrads, für das eine Bauartgenehmigung erteilt wurde, kann die Beschreibung durch 
einen Hinweis auf diese Bauartgenehmigung ersetzt werden. Ebenso ist eine Beschreibung nicht nötig bei 
Teilen von Krafträdern, deren Bauweise klar aus den beigefügten Schemata oder Skizzen hervorgeht. 

b) Für die Ermittlung der Höhe des unbelasteten Fahrzeugs gilt: 

— Bei einem Fahrzeug mit 2 Rädern sind folgende drei Werte anzugeben: 

1) die Höhe zwischen der Lauffläche des bereiften Vorderrads und dem höchsten Teil des Schein- 
werfergehäuses 

2) die Höhe zwischen der Lauffläche des bereiften Vorderrads und dem höchsten Punkt der Lenk- 
stange bei äußerstem Einschlag (an der Lenkstange angebrachte Ausrüstungen wie z. B. Rück- 
spiegel usw. bleiben außer Betracht) 

3) die Höhe zwischen der Lauffläche des bereiften Hinterrads und dem Scheitelpunkt der hinteren 
Radabdeckung. 

— Bei einem Dreiradfahrzeug sind folgende drei Werte anzugeben: 

1) die Höhe zwischen der Lauffläche des bereiften Vorderrads und dem höchsten Teil des Schein- 
werfergehäuses 

2) die Höhe zwischen der Lauffläche des bereiften Vorderrads und dem höchsten Punkt der Lenk- 
stange bei äußerstem Einschlag (an der Lenkstange angebrachte Ausrüstungen wie z. B. Rück- 
spiegel usw. bleiben außer Betracht) 

3) die Höhe zwischen der Lauffläche der Räder und dem höchsten Punkt des Fahrzeugs. 

c) Laut Empfehlungsentwurf „ISO 586 Begriff 7". 

d) Für die Ermittlung des Hubraumes gilt folgender Wert; 



Die Werte für Hub und Bohrung werden auf halbe mm nach unten, das Maß für den Hubraum oder für 
das Volumen der Verbrennungskammern auf ganze cm^ nach unten abgerundet. 
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EWG-Betriebserlaubnisbogen für Krafträder 


Anhang 11 


A. Allgemeines 

Bei der Aufstellung eines Betriebserlaubnisbogens im Rahmen des EWG-Betriebserlaubnisverfahrens ist 
folgendermaßen vorzugehen: 

1. Auf Grund der Angaben im Beschreibungsbogen werden, nachdem die Richtigkeit dieser Angaben nach- 
geprüft worden ist, die im Muster des Betriebserlaubnisbogens gemäß dem nachstehenden Punkt B hier- 
für vorgesehenen Spalten ausgefüllt 

2. Neben jeder Spalte des Betriebserlaubnisbogens werden nachstehende Vermerke eingetragen, nachdem 
die entsprechenden Kontrollen und Versuche durchgeführt worden sind: 

„U" Kontrolle der Übereinstimmung des betreffenden Bauteiles oder Merkmales mit den Angaben 
des Beschreibungsbogens; 

„ER" Kontrolle der Übereinstimmung des betreffenden Bauteiles oder Merkmales mit den harmoni- 
sierten Vorschriften gemäß Einzelrichtlinie; 

„P" Aufstellung des Prüfprotokolls, das dem Betriebserlaubnisbogen beizufügen ist; 

„SCH" Nachprüfen, ob ein Schema vorhanden ist. 


B. Muster des Betriebserlaubnisbogens für Krafträder 
0. Allgemeines 

0.1. Fabrikmarke (Firmenbezeichnung) 

0.2. Typ oder Handelsbezeichnung (Angabe etwaiger Varianten) 


0.3. Name und Anschrift des Herstellers 

0.4. Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

(gegebenenfalls) 

0.5. Lage und Befestigungsweise der Fabrikschilder und der vorgeschriebenen Angaben . 

ER 

0.6. Die Numerierung innerhalb der Typenserie beginnt mit der Nr 


1 . Allgemeine Bauweise des Kraftrads 

1.1. Anzahl der Räder • U 

1.2. Schematische Zeichnung des Fahrgestells U 

1.3. Lage und Anordnung der Antriebsmaschine U 

2. Abmessungen und Gewichte (mm und kg) U 


2.1. Radstand unbelastet 

2.2. Spurweite (bei Dreiradfahrzeugen) 

2.3. Hauptabmessungen über alles: 

2.3.1. Länge unbelastet 

2.3.2. Breite 

2.3.3. Höhe unbelastet 

2.3.4. Bodenfreiheit des Kraftrads (bei technisch höchstzulässigem Gesamtgewicht) 

2.4. Leergewicht (mit Schmiermittel, Kraftstoff, Werkzeug und ohne Fahrer) 

2.4.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Radachsen 

2.5. Technisch zulässiges Gesamtgewicht nach Angabe des Herstellers 

2.5.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Radachsen 

2.6. Technisch zulässige Achslast je Achse nach Angabe des Herstellers 

3. Antriebsmaschine 

3.1. Hersteller U 

3.2. Bezeichnung, Typ und Anordnung U 

3.3. Arbeitszyklus U 

3.4. Kühlung (Luftkühlung, Wasserkühlung) U 

3.5. Schmierung U 

3.6. Anzahl, Anordnung und Kennzeichnung der Zylinder oder des Stators (bei Drehkolben- 
motoren) U 

3.7. Bohrung, Hub, Hubraum oder bei Drehkolbenmotoren Volumen der Verbrennungskammern 
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3.8. Vollständiges Steuerdiagramm (Maßschema) U 

3.9. Verdichtungsverhältnis (Kolben und Dichtung) U 

3.10. Höchstleistung bei ER 

3.11. Höchstdrehmoment bei U/min U 

3.12. Kraftstoffbehälter (Fassungsraum und Anordnung) ER 

3.13. Vergaser (Typ, Hersteller) ER-SCH 

3.14. Schalldämpfer ER 

3.15. Elektrische Anlage (Spannung) U 

3.16. Lichtmaschine (Art und Nennleistung) U 

3.17. Anlasser U 

3.18. Maßnahmen gegen Luftversdimutzung ER 

4. Kraftübertragung ^ 

4.1. Art der Kraftübertragung 

4.2. Kupplung (Art) 

4.3. Getriebe (Art, Betätigungsweise) 

4.4. Übersetzung der Kraftübertragung 


Getriebegang 

Primär- 

Getriebe- 

Sekundär- 

Gesamt- 

Übertragung 

Untersetzung 

Übertragung 

Untersetzung 

1 

2 

3 






4.5. Fahrgeschwindigkeit bei einer Motordrehzahl von 1000 U/min mit Normalbereifimg, Umfang 
der Laufflächen bei Belastung Meter 


Getriebegang 

Geschwindigkeit 
in km/h 

1 


2 


3 



5. Aufhängungsorgane ER 

5.1. Normalbereifung und Felgen (Abmessungen und Merkmale) 

5.1.1. vorn 

5.1.2. hinten 


6. Lenkung ER 

6.1. größter Einschlagwinkel 

6.1.1. rechts (Grad) 

€.1.2. links (Grad) 

7. Bremsanlagen ER-P 

8. Beleuditungs- und Lichtsignaleinrichtung 

8.1. Abblendscheinwerfer 

8.2. Fernscheinwerfer 

8.3. Hintere Begrenzungsleuchte 

8.4. Rote Rückstrahler hinten 

8.5. Seitliche Rückstrahler 

8.6. Vordere Begrenzungsleuchte 

8.7. Bremsleuchte 
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8.8. Hintere Kennzeichenleuchte 

8.9. Fahrtrichtungsanzeiger 

8.10. Nebelscheinwerfer 

8. 1 1 . Einschalten der Leuchten 

9. Verschiedenes ER 

9.1. Schallzeichengeber 

9.2. Anordnung des hinteren Kennzeichenschildes 

9.3. Funkentstörung 

9.4. Geräuschpegel 

9.5. Rückspiegel 

9.6. Sattel und Sitze 

9.6.1. Anzahl 

9.6.2. Fußrasten 

9.7. Radabdeckung 

9.8. Anhängevorrichtung (gegebenenfalls) 

9.9. Einrichtung gegen unbefugte Benutzung des Kraftrads 

9.10. Geschwindigkeitsanzeiger und Kilometerzähler 

9.11. Äußere Ausrüstung 

Hiermit wird bestätigt, daß die im Beschreibungsbogen Nr enthaltenen Angaben des 

Herstellers mit dem vom Hersteller als Prototyp des Modells vorgeführten Kraftrad, 

Fahrgestell Nr übereinstimmen. 

Die auf Antrag des Herstellers vorgenommenen Feststellungen ergeben, 

daß das vorstehend beschriebene und als Baumuster einer Serie vorgeführte Kraftrad, Fahrgestell Nr 

allen in dem vorliegenden Bogen auf geführten Vermerken entspricht. 

, den 


(Unterschrift) 
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Muster einer Ubereinstimmungsbescheinigung für Krafträder 


Anhang III 


Der Unterzeichnete 

(Name und Vorname) bescheinigt, daß das Kraftrad 

1 . Fabrikmarke 

2. Typ 

3. Nummer innerhalb der Typenserie 


mit dem am in 

durch genehmigten, 


im Beschreibungsbogen Nr 

und im Betriebserlaubnisbogen Nr 

beschriebenen Typ vollkommen übereinstimmt. 

den 

(Ort) 


(Unterschrift) 


(Stellung) 
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Begründung 

1. Allgemeines 

Ein Vergleich der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten über Krafträder hat gezeigt, 
daß auf diesem Gebiet gewisse Divergenzen beste- 
hen, die zu Handelshemmnissen führen. Die Beseiti- 
gung dieser Hemmnisse rechtfertigt die Maßnahmen, 
die in dem vom Rat am 18. Mai 1969 angenommenen 
"Allgemeinen Programm zur Beseitigung der tech- 
nischen Handelshemmnisse, die sich aus der Unter- 
schiedlichkeit der einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten ergeben"' ^), vorgesehen sind. 

Die Entschließung des Rates vom 17. Dezember 1973 
über die Industriepolitik 2) sieht vor, daß dieser 
Richtlinienvorschlag dem Rat bis zum 1, Januar 1975 
zugeleitet wird. 

Die derzeitige Lage in den Mitgliedstaaten und die 
großen Linien der Aktion, die auf Ebene der Ge- 
meinschaft unternommen wird, um die aus dieser 
Situation resultierenden Nachteile zu beseitigen, 
werden nachstehend kurz skizziert. 

2. Vorgeschlagene Aktion auf Ebene der Gemein- 
schaft 

Zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit werden 
in den Mitgliedstaaten verschiedene Prüfungen bei 
Krafträdern vorgenommen. Insbesondere wird durch 
nationale Genehmigungs- und Zulassungsverfahren 
nachgeprüft, ob die Bauart eines Kraftrads bzw. 
bestimmte Einzelteile und Merkmale des Fahrzeugs 
den innerstaatlichen Vorschriften über Bau, Betriebs- 
weise, Einzelteile und Merkmale von Krafträdern 
entsprechen. 

3. Das in den meisten Mitgliedstaaten übliche Bau- 
artgenehmigungsverfahren verpflichtet den Herstel- 
ler, den zuständigen Behörden ein Standard-Fahr- 
zeug der Nullserie mit allen Unterlagen („Beschrei- 
bungsbogen"), aus denen die Hauptmerkmale des 
Fahrzeugs ersichtlich sind, vorzuführen. 

Die zuständigen Behörden nehmen sodann die in 
den Rechtsvorschriften vorgesehenen Prüfungen und 
Abnahmeversuche vor und händigen dem Hersteller 
einen „Betriebserlaubnisbogen" aus, wenn die Prü- 
fung erfolgreich ist. Der Hersteller füllt für jedes mit 
der Bauart übereinstimmende Kraftrad eine „Über- 
einstimmungsbescheinigung" aus. Diese Bescheini- 
gung ist unbedingt erforderlich, damit die Behör- 
den die Zulassung des Fahrzeugs zum Straßenver- 
kehr vornehmen können. 

4. Da diese Kontrollen in verschiedenen Formen in 
jedem einführenden Mitgliedstaat erneut vorgenom- 
men werden müssen, können hierdurch Handels- 
hemmnisse entstehen. 

Die von der Kommission angebahnte Aktion zielt 
auf eine Beseitigung dieser Handelshemmnisse durch 
Einführung eines Betriebserlaubnisverfahrens von 
gemeinschaftlicher Geltung, dessen Modalitäten in 
dieser Richtlinie behandelt werden. Die Richtlinie 
beschreibt in ihren Anhängen die Unterlagen, die 
der Hersteller beibringen muß oder die die zustän- 
digen Behörden ausfüllen müssen. Dieses Verfahren 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 76 
vom 17. Juni 1969 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 117 
vom 31. Dezember 1973 


findet seine logische Ergänzung in dem Grundsatz 
der gegenseitigen Anerkennung der Kontrollen. 

5. Die als Harmonisierungsverfahren gewählte 
„Alternativlösung" hat zur Folge, daß die Mitglied- 
staaten die Möglichkeiten behalten, ihre eigenen 
nationalen Rechtsvorschriften parallel zu den Ge- 
meinschaftsvorschriften beizubehalten. 

Diese Lösung wurde bereits für die Sektoren Kraft- 
fahrzeuge und land- oder fortswirtschaftliche Zug- 
maschinen vorgeschlagen und angenommen und läßt 
sich auch auf dem hier behandelten Sektor vertreten, 
weil die Vorteile der Massenproduktion für einen 
erweiterten Wirtschaftsraum jeden Vorteil aufwie- 
gen, den eine auf dem Inlandsmarkt begrenzte Pro- 
duktion nach weniger strengen nationalen Normen 
bieten könnte. 

6. Die interessierten Kreise, nämlich die Verbrau- 
cher und die Hersteller, wurden auf jeder Stufe der 
Ausarbeitung der Richtlinie konsultiert, und die 
Dienststellen der Kommission haben ihre Vorschläge 
und Bemerkungen soweit wie möglich berücksich- 
tigt. 

7. Äußere Form der Richtlinie - Erläuterungen 

Die Einführung eines Betriebserlaubnissystems von 
gemeinschaftsweiter Geltung setzt eine allgemeine 
Richtlinie voraus, die das EWG-Betriebserlaubnis- 
verfahren als solches definiert. 

Die folgenden Erläuterungen beziehen sich auf den 
Vorschlag für eine Richtlinie zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis für Krafträder. 

Der Anwendungsbereich ist gegeben durch die ge- 
meinschaftsgültige Definition des Kraftrads als ein 
Fahrzeug mit zwei oder drei Rädern, mit bauart- 
bedingter Höchstgeschwindigkeit über 45 km/h und, 
wenn das Fahrzeug mit Wärmekraftmaschine aus- 
gerüstet ist, mit Hubraum über 50 cm®). Bei Dreirad- 
Fahrzeugen darf ferner das Leergewicht 400 kg 
nicht übersteigen. 

Die Kommission hat sich für diese Definition ent- 
schieden, da die gewählten Parameter für diese 
Fahrzeugart am geeignetsten erscheinen. Mit der 
Beschränkung auf die Parameter-Geschwindigkeit 
und Hubraum für Zweirad-Krafträder kann eine 
Vielfalt von Fahrzeugen erfaßt werden, für die 
genaue Sicherheitsbedingungen in Einzelvorschriften 
festgelegt werden müssen (Bremsanlage usw.) Unter- 
halb dieser Kategorie liegen Fahrzeuge ganz anderer 
Art; hierzu hat die Kommission im übrigen bereits 
einen Riditlinienvorschlag betr. die Betriebserlaub- 
nis für Fahrräder mit Hilfsmotor vorgelegt®). Die 
Kommission urteilt, daß es nicht zweckmäßig ist, 
diese beiden Kategorien von Fahrzeugen (Fahrräder 
mit Hilfsmotor und , Krafträder) in systematischer 
Gegenüberstellung zu definieren, da ihre Merkmale 
und Marktwirkungen ganz verschieden sind. Daher 
wurde auch nicht die untere Gewichtsgrenze 250 kg 
eingeführt, denn nach Ansicht der Kommission wäre 
es nicht angebracht, bestimmte Fahrzeuge von gerin- 
gerem Gewicht, die nicht alle geforderten Sicher- 
heitsbedingungen aufweisen könnten, außer Betracht 
zu lassen. 

3 ) KOM(72) 1645 vom 19. Januar 1973 
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Hinsichtlich der drei Radfahrzeuge hat die Kommis- 
sion die Konvention der Vereinten Nationen über 
den Straßenverkehr (Wien -8. November 1968) be- 
rücksichtigt, die 400 kg als Höchstgewicht festlegt 
und vorsieht, daß bei höherem Gewicht gewisse 
Vorschriften eingehalten werden müssen (z. B. müs- 
sen die Fahrzeuge einen Rückwärtsgang haben). Die 
Arbeitsgruppe „Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse - Kraftfahrzeuge", die zu diesem 
Thema konsultiert wurde, hat unterschiedliche Ge- 
sichtspunkte ausgedrückt; einige Delegationen, ins- 
besondere die Delegation des Vereinigten König- 
reichs, wünscht, daß diese Grenze wesentlich höher 
angesetzt wird (Artikel 1). 

Das EWG-Betriebserlaubnisverfahren sieht vor, daß 
der Hersteller seinem Antrag ein Formblatt bei- 
fügt {Beschreibungsbogen gemäß dem Muster in 
Anhang I), das alle Auskünfte über den Fahrzeugtyp 
enthält, für den er die Betriebserlaubnis beantragt 
(Artikel 3). 

Die zuständigen Behörden stellen fest, ob die im Be- 
schreibungsbogen enthaltenen Angaben mit der vor- 
geführten Bauart übereinstimmen, und nehmen die 
erforderlichen Prüfungen vor. 

Die Ergebnisse der Prüfungen werden in ein mit 
„Betriebserlaubnisbogen" bezeichnetes Formblatt ge- 
mäß dem Muster in Anhang II der Richtlinie ein- 
getragen (Artikel 2 bis 4). 

In diesem Betriebserlaubnisbogen sind die zur vol- 
len Betriebserlaubnis für das Kraftrad mit Hilfs- 
motor notwendigen Einzelrichtlinien angeführt. Hier- 
zu wird erinnert, daß die dänische Delegation die 
Ausarbeitung einer Richtlinie über Anhängervor- 
richtungen nicht notwendig erachtet. 

Die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaates 
senden für jeden Kraftradtyp, für den die Betriebs- 
erlaubnis verweigert worden ist, den zuständigen 
Behörden der anderen Mitgliedstaaten eine Kopie 
der hierfür ausgestellten Beschreibungsbögen und 
Betriebseriaubnisbögen zu (Artikel 5 § 1). 

Für jedes Kraftrad, das mit der zugelassenen Bau- 
art übereinstimmt, stellt der Hersteller eine Über- 
einstimmungsbescheinigung gemäß dem Muster in 
Anhang III aus. Dieses Zertifikat bescheinigt die 
Übereinstimmung der Produktion mit der in allen 
Mitgliedstaaten zugelassenen Bauart und gestattet 
damit den freien Verkehr dieser Fahrzeuge inner- 
halb der Gemeinschaft (Artikel 5 Ziffer 2). 

Die Richtlinie sieht ein System gegenseitiger Unter- 
richtung über jede Erteilung, Einziehung, Verwei- 
gerung oder Änderung einer Betriebserlaubnis vor 
(Artikel 6). 

Der freie Verkehr von Krafträdern, für die eine 
Übereinstimmungsbescheinigung ausgestellt worden 
ist, darf nicht aus Gründen ihrer Bau- oder Betriebs- 
weise behindert werden (Artikel 7 Ziffer 1). 

Die Richtlinie legt fest, welche Maßnahmen zu er- 
greifen sind, wenn ein Kraftrad, für das eine Über- 
einstimmungsbescheinigung ausgestellt worden ist, 
nicht mit der zugelassenen Bauart übereinstimmt 
und die Verkehrssicherheit gefährdet (Artikel 7 Zif- 
fer 2). Sie sieht ferner ein Verfahren vor, das in 
Streitfällen zwischen Mitgliedstaaten hinsichtlich 


einer die Übereinstimmung betreffenden Beanstan- 
dung zu befolgen ist (Artikel 8). 

Die Richtlinie zieht auch die Möglichkeit in Betracht, 
daß ein Mitgliedstaat gezwungen sein könnte, außer- 
gewöhnliche Maßnahmen zu ergreifen zur Verwei- 
gerung der Zulassung oder zum Verbot der Ein- 
fuhr, des Verkaufs, der Inbetriebnahme oder der Be- 
nutzung von Krafträdern, die trotz Übereinstim- 
mung mit dem Betriebserlaubnisbogen unvorherge- 
sehene Mängel aufweisen. Die Möglichkeit eines 
solchen Verbots kann einem Staat eingeräumt wer- 
den, vorausgesetzt, daß ein sehr rasches Verfahren 
besteht zur Unterrichtung der anderen Mitglied- 
staaten und der Kommission, damit die Kommission 
die geeignetsten Initiativen ergreifen kann (Arti- 
kel 9). 

Da die verschiedenen Einzelrichtlinien erst nach und 
nach in Kraft treten, ist vorgesehen, daß im Rahmen 
einer Betriebserlaubnis von nationaler Geltung be- 
reits durch Richtlinien harmonisierte Vorschriften 
angewandt werden können. Ebenso kann der Her- 
steller gegenüber anderen Mitgliedstaaten auf die 
Prüfungen verweisen, die schon von einem Mitglied- 
staat auf der Grundlage der bereits harmonisierten 
Vorschriften vorgenommen worden sind (Artikel 10). 
Zur Berücksichtigung des technischen Fortschritts 
und der Notwendigkeit, die Vorschriften in den Ein- 
zelrichtlinien so schnell wie möglich anzupassen, 
wurde ein Verfahren der Kooperation zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission im Rahmen des 
Ausschusses "Kraftfahrzeug" gemäß der Richtlinie 
des Rates 70/156/EWG vom 6. Februar 1970 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger eingesetzt '*). Dieses Ver- 
fahren ist grundsätzlich dann anzuwenden, wenn die 
technischen Anhänge zu den Einzelrichtlinien geän- 
dert werden sollen. 

In diesen Einzelrichtlinien können gegebenenfalls 
Ausnahmen von diesem Grundsatz vorgesehen wer- 
den (Artikel 12). 

Artikel 13 sieht zwei Fristen vor; vor Ablauf der 
ersten Frist haben die Mitgliedstaaten die notwen- 
digen Vorschriften zu erlassen und zu veröffent- 
lichen, um der Richtlinie nachzukommen. Die zweite 
Frist bestimmt den Zeitpunkt, zu dem alle Mitglied- 
staaten gleichzeitig die gemeinsamen Vorschriften 
anzuwenden haben (Artikel 13 Ziffer 1). 

Die Kommisison ist in angemessener Frist von jedem 
Entwurf für von den Mitgliedstaaten geplante Vor- 
schriften auf dem unter die Richtlinie fallenden Ge- 
biet zu unterrichten; diese Unterrichtung soll ihr die 
Möglichkeit geben, gegebenenfalls ihre Bemerkun- 
gen zu diesem Entwurf vorzubringen (Artikel 13 
Ziffer 2). 

o. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 

Wirtschafts- und Sozialausschusses 
Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100 Absatz 2 EWG- Vertrag ist erforderlich, 
da die in der Richtlinie vorgesehenen Vorschriften 
in einigen Mitgliedstaaten eine Änderung der be- 
stehenden Rechtsvorschriften notwendig machen. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 

vom 23. Februar 1970 
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